
Bundessozialgericht

— 6 RKa 49/75 -

Verkündet am
7. Okt. 4976

Amtsinspektor
als Urkunds—
beamter der
Geschäftsstelle

I m N a m e n d e 3 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: ‚.„o............„......‚........,

g e g e n

00.009!0006.0.0..OOOOOOOOOOOOOOO...OOOOCCOOOCOOIOOOOOOO‚

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: ‚.....................oo.......,
beigeladenz

ooooooeoooo000oo-10.0000000000000000.000.000000000000000

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom 7. Oktober 4976 durch den
Vorsitzenden Richter Dr. M a i s c h , die Richter

8 p i e 1 m e y e r und M e i n h a r d t und

die ehrenamtlichen Richter Dr. Dr. G r a e f f
und Dr. w e n w i e s e r für Recht erkannt:

Auf die Sprungrevision des Klägers wird das Urteil

des Sozialgerichts Hannover vom 28. März 4975 anfge—
hoben.

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das Sozialgericht zurückverwiesen.
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Die Beteiligten streiten über die Abrechnungsfähigkeit von
Leistungen des Klägers, die er für das zweite Quartal 4974
(II/74) auf Krankenschein einer - dem beigeladenen Verband

der AngestelltenéKrankenkassen e.V. (VdAK) angehörenden -
Ersatzkasse abgerechnet hat. Er ist aufgrund einer Über—

gangsbestimmung (@ 49) des Gesetzes über die Ausübung der

Zahnheilkunde (ZHG) vom 54. März 4952 (BGBl I s. 221) als
Dentist tätig, für seinen derzeitigen Praxisort seit März

4974 zur Kassenpraxis zugelassen und seit April 4974 auch

an der Ersatzkassenpraxis beteiligt (Gesetz über die

Zulassung von nach 5 49 des Zahnheilkundegesetzes be—
rechtigten Personen zur Behandlung der Versicherten in

der gesetzlichen Krankenversicherung — ZulG - vom

27. April 4970, BGBl I S. 445). Der Umfang seiner zahn-

heilkundlichen Tätigkeit ist im Beteiligungsbeschluß auf

Füllungen, Extraktionen, Wurzelbehandlungen und Zahnersatz

festgelegt worden (Beschluß des VdAK-Beteiligungsausschusses

der Beklagten vom 54. März 4974, gegen den der Kläger keinen

Widerspruch erhoben hat). Mit dem gleichen Behandlungs-

umfang war er vorher von der Kassenzahnärztlichen Vereinigung

Westfalen—Lippe (KZVW-L), in deren Bereich er bis März 4974

gewohnt hatte, in das Verzeichnis nach 5 5 Abs. 2 ZulG einge-

tragen, vom Zulassungsausschuß Westfalen—Lippe zur Kassen—

praxis zugelassen und vom VdAK—Beteiligungsausschuß der
KZVW—L an der Ersatzkassenpraxis beteiligt werden; auf

seinen Widerspruch hatte ihm jedoch die KZVW—L mitgeteilt,

daß er die gesamte Zahnheilkunde im Rahmen der Kassenzulassung

in dem bis zum 54. März 4952 ansgeübten Umfangs weiterhin aus—
üben dürfe, einer besonderen Fixierung dieser Feststellung

in der Registerakte bedürfe es nicht, die Erwähnung der vier

Behandlungsgruppen stelle lediglich eine "Grobklassifizierung"

dar. Nach der Übersiedlung in den Bezirk der Kassenzahn—
ärztlichen Vereinigung Niedersachsen (KZVN) war er in deren
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Verzeichnis nach @ 5 Abs. 2 ZulG im Wege der "Umregistrie-
rung" eingetragen werden. Der Zulassungsausschuß West-

falen—Lippe hatte infolge seines Wegzugs das Ende der

früheren Zulassung festgestellt.

Für II/74 rechnete der Kläger u.a. eine Leistung nach

Position Ä 464 des Gebührentarifs A zum Zahnarzt/

Ersatzkassenvertrag „ EKV—Zahnärzte — (Eröffnung

eines oberflächlichen, unmittelbar unter der Haut

oder Schleimhaut gelegenen Abszesses) und eine mit

dieser Leistung in Zusammenhang stehende Leistung nach

Position 59 (Oberflächenanästhesie) ab. Nachdem die örtliche

Abrechnungsstelle dies mit Schreiben vom 20. Juli 4974 be—

anstandet und der Kläger dagegen Widerspruch erhoben hatte,

wies der Vorstand der Beklagten den Widerspruch in einem

Beschluß Vom 4. Dezember 4974 als unbegründet zurück, weil

seine Beteiligung an der Ersatzkassenpraxis die streitigen

Leistungen nicht umfasse; auf die Auskunft der KZVW—Lkönne

er sich nicht berufen (Bescheid vom 40. Dezember 4974).

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen, aber

die Berufung zugelassen: Die KZVN habe hier nach 5 42 des
EKV-Zahnärzte über die Abrechnungsfähigkeit der streitigen

Leistungen zu entscheiden gehabt und deren Abrechnunge-

fähigkeit auch mit Recht verneint, weil der Kläger - unab—

hängig von seiner Behandlungsbefugnis bei Privatpatienten -
insoweit nicht an der Ersatzkassenpraxis beteiligt sei. Maß-

gebend sei für den Umfang seiner Beteiligung der bindend

gewordene Beschluß des VdAK-Beteiligungsausschusses der

Beklagten vom 54. März 4974; ob dieser nur deklaratorische
Bedeutung habe, könne dahinstehen, denn er stimme hinsicht—

lich des Behandlungsumfangs mit der — ebenfalls bindend

gewordenen — Eintragung des Klägers in das Verzeichnis nach
5 5 Abs. 2 ZulG überein, auf den Inhalt der Registerakten

komme es nicht an. Der Beteiligungsbeschluß erwähne die

Behandlung von Mundkrankheiten nicht, diese gehörten auch
nicht zu den vier Behandlungsarten, für die der Kläger

beteiligt worden sei. Die Beklagte sei schließlich nicht
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verpflichtet, von Amts wegen eine Ergänzung des Beteili-

gungsbeschlusses und der Registereintragung herbeizuführen,

denn zur Behandlung von Mundkrankheiten könne der Kläger

— als ein nicht staatlich anerkannter Dentist - nicht

beteiligt werden, wenn sogar die staatlich anerkannten

Dentisten nach 5 425 der Reichsversicherungsordnung (EVO)

idF des ZHG davon ausgeschlossen seien. Das ZulG habe

beide Gruppen von Dentisten gleichstellen, den nicht

staatlich anerkannten Dentisten aber keine weitergehenden

Behandlungsbefugnisse als den staatlich anerkannten ein-

räumen wollen. EtWas anderes ergebe sich auch nieht aus dem

Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 25. Februar 4969

und aus Art. 42 des Grundgesetzes (Urteil vom 28. März 4975).

Der Kläger hat mit Einwilligung der Beklagten Sprungrevision

eingelegt und im wesentlichen geltend gemacht: Der Umfang

seiner Behandlungsbefugnis sei im Beteiligungsbeschluß zu

Unrecht auf Füllungen, Extraktionen, Wurzelbehandlungen und

Zahnersatz beschränkt worden. thestritten habe er bis zum

Inkrafttreten des ZHG die Zahnheilkunde in vollem Umfangs

- einschließlich einer Behandlung von Mundkrankheiten -
ausgeübt. In gleichem Umfangs sei er deshalb nach 5 49 ZHG
weiter ausübungsberechtigt, nach dem ZulG zur Kassenpraxis

zugelassen und an der Ersatzkassenpraxis beteiligt, wie ihm

auch die KZVW—Lbestätigt habe. Hierauf habe der Kläger

vertrauen dürfen. Die Bestimmungen über die Eintragung des

Behandlungsumfangs in das Verzeichnis nach 5 5 Abs. 2 ZulG
und in den Zulassungsbeschluß hätten als Ordnungsvorschriften

lediglich deklaratorische Bedeutung und änderten am Umfang

seiner Behandlungsbefugnis nichts; im übrigen sei für deren
Umfang — jedenfalls hier — auch der Inhalt der Register—

akten heranzuziehen. Daß sich die staatlich anerkannten

Dentisten damit abgefunden hätten, daß sie - nach 5 425 EVO —
in der Kassenpraxis von der Behandlung von Mundkrankheiten

ausgeschlossen seien, sei unerheblich.
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Der Kläger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Hannover

vom 28. März 4975, den Beschluß des

Vorstandes der Beklagten vom 4. Dezember 4974

und den Bescheid der Abrechnungsstelle der

Beklagten vom 20. Juli 4974 aufzuheben.

Die Beklagte und der Beigeladene beantragen unter Bezug

auf die Gründe des angefochtenen Urteils,

die Revision des Klägers zurückzuweisen.

Die Beklagte bestreitet vorsorglich, daß der Kläger bis zum
54. März 4952 die Zahnheilkunde in vollem Umfang ausgeübt

habe.

II

Der Senat hat über die Sprungrevision — wie schon das

SG über die Klage - mit zwei Kassenzahnärzten als ehren—

amtlichen Richtern entschieden; denn der Rechtsstreit gehört

zu den "Angelegenheiten der Kassenzahnärzte" im Sinne des
5 42 Abs. 5 Satz 2 SGG. Ob die beklagte KZVN (ihre Abrechnungs—
stelle und - auf den Widerspruch des Klägers — ihr Vorstand)

über die Abrechnungsfähigkeit der streitigen Leistungen zu ent-

scheiden hatte, wie das SG unter Hinweis auf 5 42 des
EKV-Zahnärzte angenommen hat ("Die KZV stellt die Abrechnungen

rechnerisch richtig ..."), oder ob insoweit die Prüfungs-
einrichtungen der KZVN (Prüfungsausschuß, Beschwerdeausschuß)

zuständig waren (nach 5 44 Satz 5 des EKV—Zahnärzte sind

sie "berechtigt, und ggf. verpflichtet, in den Fällen, in
denen die vertraglichen Bestimmungen nicht beachtet worden

sind, die Abrechnungen entsprechend zu berichtigen"), kann

dahinstehen (in BSG 54, 35, 55 sind die Prüfungsinstanzen

auch für die Berichtigung von Honorarforderungen wegen
eines unrichtigen Gebührenansatzes für zuständig gehalten

worden; in einem Urteil vom 6. Mai 4975, 6 RKa 25/74,
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das eine Honorarberichtigung nach dem Arzt—Ersatzkassen—

vertrag betraf, ist die Frage der Zuständigkeit offen

geblieben). In jedem Falle hatten hier über die Ab-

rechnungsfähigkeit der Leistungen des Klägers Stellen

der KZVN zu entscheiden, die bei der Beschlußfassung

ausschließlich mit Vertragszahnärzten besetzt sind. Das

gilt auch für die Prüfungseinrichtungen, ungeachtet

dessen, daß an den Sitzungen des Beschwerdeausschusses

ein Vertreter des VdAK—Ortsausschusses mit beratender

Stimme teilnehmen kann (5 45 Ziff. 2 Abs. 3 des

EKV—Zahnärzte). Auch im Gerichtsverfahren haben deshalb

nur Zahnärzte als ehrenamtliche Richter mitzuwirken.

Die Sprungrevision des Klägers ist zulässig. Ihre

Zulässigkeit richtet sich noch nach 5 464 SGG aF, da

das Urteil des SG vor dem 4. Januar 4975 verkündet werden

ist (Art. III, VI des Gesetzes zur Änderung des SGGvom
50. Juli 4974, BGBl I s. 4625). Nach 5 464 SGGaF war
die Sprungrevision nur gegen ein "nach 5 450 mit der

Berufung anfechtbar(es)" Urteil des SG statthaft und

bedurfte der Einwilligung des "Rechtsmittelgegner(s)".

Das Urteil des SG war hier nach 5 450 Nr. 4 SGG(Zu-
lassung der Berufung durch das SG) anfechtbar, weil der
Rechtsstreit lediglich Honoraransprüche des Klägers aus

einem einzigen Quartal, mithin wiederkehrende Leistungen

für einen Zeitraum bis zu 45 Wochen (5 Monaten) betrifft,

für die die Berufung an sich nach 5 444 Abs. 4 Nr. 2 SGG
ausgeschlossen ist (ständige Rechtsprechung des Senats,

vgl. SozR 4500 5 444 SGGNr. 4). Rechtsmittelgegner des
Klägers ist allein die Beklagte (Beschluß des Gemeinsamen
Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes vom 46. März

4976, NDR 4976, 735). Die Einwilligung der Beklagten ZUr
Einlegung der Sprungrevision war deshalb ausreichend;

einer Einwilligung anch des beigeladenen VdAK bedurfte

es nicht.
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Der Senat hat den Rechtsstreit an das SG zurückverwiesen,

weil dessen Feststellungen eine abschließende Entscheidung

nicht zulassen°

In einer anderen, gleichzeitig entschiedenen Sache des

Klägers (6 RKa 20/75), in der über die Abrechnungsfähig—

keit von Leistungen aus seiner EVO—Kassenpraxis gestritten

worden war, hat der Senat ausgeführt, daß der Kläger nur

solche Leistungen abrechnen kann, für die er zur Kassen—

praxis zugelassen werden ist. Maßgebend ist dabei grund—

sätzlich der im Zulassungsbeschluß festgestellte Umfang

seiner Behandlungsbefugnis (5 5 ZulG). Das gleiche gilt
für die hier streitigen Leistungen aus der Er3atzkassen-
praxis des Klägers. Dabei entspricht der Kassenzulassung

die — ebenfalls dem öffentlichen Recht angehörende

(BSG 44, 4) » Beteiligung an der Ersatzkassenpraxis; auch

für sie gilt daher der im Verzeichnis nach 5 5 Abs, 2
ZulG eingetragene und im Beteiligungsbeschluß festge—

stellte Umfang der Behandlungsbefugnis (vgl. die

Vereinbarung zwischen dem VdAK und dem Verband der
Afbeiter—Ersatzkassen e.Ve mit der Kassenzahnärztlichen

Bundesvereinigung über die Beteiligung von nach 5 49 ZHG
berechtigten Personen an der Vertragstätigkeit vom

4. August 4970)‘

Im Beteiligungsbeschluß des Klägers vom 54. März 4974
ist der Umfang seiner Behandlungsbefugnis auf Füllungen,

Extraktionen, Wurzelbehandlungen und Zahnersatz festgelegt

worden. Nur in diesem Umfang kann er daher, solange die
Feststellung des Behandlungsumfangs nicht geändert werden

ist, mit einer noch zu erörternden Einschränkung Leistungen

aus der Ersatzkassenpraxis abrechnen° Ob eine Änderung

(Ergänzung) des festgestellten Behandlungsumfangs auf
Antrag des Klägers oder von Amts wegen vorgenommen werden

könnte oder müßte, ist für die Abrechnungsfähigkeit der

streitigen Leistungen unerheblich, solange eine ent—

sprechende Änderung (Ergänzung) nicht erfolgt ist. Der

Senat nimmt insoweit auf das genannte Urteil in der Sache

6 RKa 20/73 Bezug.
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In einer Hinsicht hat allerdings der Senat den Grundsatz,

daß für die Abrechnung von Leistungen nur die im Zulassungs—

bzw. Beteiligungsbeschluß enthaltene Feststellung des Be—

handlungsumfangs maßgebend ist, eingeschränkt, soweit es sich

nämlich um Leistungen handelt, die "in unmittelbarem sach—

lichen und zeitlichen Zusammenhang mit einer (erlaubten) Grund—

behandlung als Nebenleistungen von untergeordneter Bedeutung

im Rahmen eines einheitlichen Behandlungsvorganges notwendig"

werden (Urteil vom 24. Januar 4974, SozR 5528 5 4 ZulG Nr. 4

S. 4 oben, dort entschieden für Mundbehandlungen im Zusammen-

hang mit prothetischen Leistungen). Die Abrechnungsfähigkeit

solcher - vom Wortlaut des Zulassungs— bzw. Beteiligungsbe—

schlusses nicht unmittelbar gedeckten - "Annex—Leistungen"

hat der Senat vor allem aus verfassungsrechtlichen Gründen

(Art. 42 GG), aber aueh wegen der häufig fließenden Grenzen

zwischen erlaubter und unerlaubter Tätigkeit bejaht (aaO S. 3).

Ob die genannten Voraussetzungen bei den hier streitigen

Leistungen des Klägers vorgelegen haben, hat das SG bisher nicht

geprüft. Das wird nunmehr nachzuholen sein. Der Senat hat des-

halb den Rechtsstreit an das SG zurückverwiesen (5 470 Abs. 2

Satz 2 SGG); dieses wird auch über die Kosten des Revisions—
verfahrens zu entscheiden haben.
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